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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


zu der von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Zusammenfassung des ersten Programms der Gemeinschaft zur 
Unterrichtung und zum Schutz der Verbraucher 
— Drucksache 7/1610 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Jens 


Das Programm der EG-Kommission — Drucksache 
7/1610 — wurde vom Präsidenten des Deutschen 
Bundestages am 15. Februar 1974 an den Ausschuß 
für Wirtschaft federführend und an den Ausschuß 
für Jugend, Familie und Gesundheit und an den 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten mitberatend zur Beratung überwiesen. Der Aus- 
schuß für Jugend, Familie und Gesundheit hat das 
Programm am 25. September 1974 und der Ausschuß 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten am 6. Juni 
1974 beraten. 

In ihrem Programm stellt die Kommission die in 
den Mitgliedstaaten praktizierte Verbraucherpolitik 
sowie ihre Zielvorstellungen für eine Verbraucher- 
politik in der Gemeinschaft dar. Diese Zielvorstel- 
lungen der Kommission entsprechen in ihren Grund- 
zügen der deutschen Verbraucherpolitik. Sie berüh- 
ren nahezu alle Problemkreise des Verbraucher- 
schutzes sowie der Verbraucheraufklärung und -be- 
ratung. Eine Reihe der vorgeschlagenen Maßnah- 
men, wie z. B. die Preisauszeichnungspflicht oder der 
Schutz der Verbraucher vor Täuschungen infolge 
irreführender Verpackungsgrößen, sind in der Bun- 


desrepublik schon durch entsprechende Gesetze und 
Verordnungen realisiert. Andere Programmpunkte 
werden bei ihrer Realisierung noch gesetzgeberische 
Maßnahmen erforderlich machen, so z. B. die Rege- 
lung der Produzentenhaftung. 

Der Ausschuß begrüßt die Initiative der Kommis- 
sion im Bereich der Verbraucherpolitik nicht allein 
aus Gesichtspunkten des Verbrauchers, sondern auch 
aus ordnungspolitischen Erwägungen. Ein aufgeklär- 
ter und unterrichteter Verbraucher ist nach Auffas- 
sung des Ausschusses eine der wesentlichen Vor- 
aussetzungen für das Funktionieren der sozialen 
Marktwirtschaft. 

Aus diesen Überlegungen hat der Ausschuß auch 
der Bundesregierung aufgegeben, sich für eine als- 
baldige Verabschiedung des Programms im Rat ein- 
zusetzen. 

Der Ausschuß hat in diesem Zusammenhang aller- 
dings auch erkannt, daß unterschiedliche verbrau- 
cherpolitische Anforderungen an die einzelnen Mit- 
gliedstaaten zu Handelshemmnissen bis zu Markt- 
abschlüssen führen können. Einer solchen Gefahr 
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kann nach Auffassung des Ausschusses nur durch 
eine schnelle und wirkungsvolle Angleichung der in 
den einzelnen Mitgliedstaaten geltenden Rechtsvor- 
schriften begegnet werden. Bei dieser notwendigen 
Harmonisierung von Rechtsvorschriften sollte ein 
möglichst hohes Niveau angestrebt werden, wie es 
z. B. bei den in der Bundesrepublik Deutschland 
geltenden Rechtsvorschriften im Bereich des Gesund- 
heits- und Lebensmittelrechts erreicht worden ist. 


Bonn, den 16. Januar 1975 


Der mitberatende Ausschuß für Jugend, Familie 
und Gesundheit wünscht ebenfalls, daß die verbrau- 
cherpolitischen Maßnahmen in der Gemeinschaft 
nicht hinter den hohen Stand zurückfallen, den der 
Verbraucherschutz in der Bimdesrepublik Deutsch- 
land erreicht hat. 

Namens des Ausschusses für Wirtschaft bitte ich 
das Hohe Haus, von dem Programm der EG-Kom- 
mission Kenntnis zu nehmen. 


Dr. Jens 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. von dem Programm der EG-Kommission — Drucksache 7/1610 — Kenntnis 
zu nehmen, 

2. die Bundesregierung aufzufordern, 

— sich für eine schnelle Verabschiedung des Programms im Rat einzusetzen, 

— darauf hinzuwirken, daß die verbraucherpolitisch relevanten Rechtsvor- 
schriften in den einzelnen Bereichen auf einem hohen Niveau harmonisiert 
werden. 


Bonn, den 16. Januar 1975 


Der Ausschuß für Wirtschaft 

Dr. Narjes Dr. Jens 

Vorsitzender Berichterstatter 
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